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VII. Fazit

Die Einhaltung der ESG-Kriterien und die Berichterstat-
tung nach den ESRS-Standards stellen Unternehmen vor
neue Herausforderungen, bieten aber auch Chancen für
eine nachhaltige und zukunftsfähige Geschäftsentwick-
lung. Unternehmen sollten die Anforderungen ernst neh-
men und ihre Berichterstattungsprozesse entsprechend

anpassen, um langfristig erfolgreich zu sein und den
Erwartungen von Investoren, Konsumenten und Regu-
lierungsbehörden gerecht zu werden. Die Analyse der
doppelten Wesentlichkeit und eine gründliche Stakehol-
deranalyse sind dabei zentrale Elemente, um relevante
Nachhaltigkeitsthemen zu identifizieren und transparent
darüber zu berichten.

Rechtsanwalt Sascha Borowski, Düsseldorf*

Das Güteverfahren als Chance für Insolvenzverwalter und
Interimsmanger?

Einleitung1

Bevor das Güteverfahren sowie die Vorteile dieses er-
läutert werden (3.), werden die europäische Gütestelle (1.)
sowie die Verbraucherschlichtungsstelle nach dem VSBG
(2.) vorgestellt, um die erforderliche Abgrenzung des
Güteverfahrens von den beiden vorgenannten Verfahren
zu darzustellen.

Der nationale Gesetzgeber hat ausschließlich die ADR-
Richtlinie umgesetzt; eine umfassende Regelung für alle
alternativen Streitbeilegungsverfahren erfolgte bisher
nicht. Ein umfassendes oder vergleichbares Regelungs-
regime fehlt für die staatlich anerkannten Stellen in
Gänze. Das VSBG enthält keine Regelungen für Güte-,
Schlichtung- oder Ombudsmannstellen, sodass es nur
auf Verbraucherschlichtungsstellen und Verfahren, die
vor diesen Stellen geführt werden, anzuwenden ist.2

1. Europäische Gütestelle3

Beschwerden von Einzelpersonen, Unternehmen und Or-
ganisationen über Missstände in der Verwaltungstätig-
keit der Organe der Einrichtungen und Agenturen der
Europäischen Union sind Gegenstand der europäischen
Gütestelle.

Ziel ist die konsensuale Beilegung von Unstimmigkeiten
im Zusammenhang mit den Missständen in der Verwal-
tung.

Der behauptete Missstand muss innerhalb von zwei Jah-
ren bei der Europäischen Gütestelle anhängig gemacht
werden. Verfahrensvoraussetzung ist ein gescheiteter
bilateraler Lösungsversuch.

Rechtsgrundlage ist die VERORDNUNG (EU, Euratom)
2021/1163 DES EUROPÄISCHEN PARLAMENTS vom
24.6.2021 zur Festlegung der Regelungen und allgemei-
nen Bedingungen für die Ausübung der Aufgaben des
Bürgerbeauftragten (Statut des Europäischen Bürgerbe-
auftragten) und zur Aufhebung des Beschlusses 94/262/
EGKS, EG, Euratom.

2. Verbraucherschlichtungsstelle4

Verbrauchern soll mithilfe dieses geschaffenen, alterna-
tiven Rahmens die Möglichkeit gegeben werden, Streitig-
keiten mit einem Unternehmen konsensual beizulegen.

Adressaten von Verbraucherschlichtungsstellen sind
mithin regelmäßig Verbraucher. Gegenstand sind Strei-
tigkeiten aus Verbraucherverträgen, § 4 VSBG mit Ver-
weis auf § 310 Abs. 3 BGB.5 Nicht von der Zuständigkeit
erfasst und damit ausgenommen sind arbeitsrechtliche
Streitigkeiten, § 4 Abs. 1 VSBG.

Der nationale Gesetzgeber setzte mit dem VSBG die
Richtlinie 2013/11/EU des Europäischen Parlaments
und des Rates vom 21.5.2013 über alternative Beilegung
verbraucherrechtlicher Streitigkeiten und zur Änderung
der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 und der Richt-
linie 2009/22/EG (Richtlinie über alternative Streitbeile-
gung in Verbraucherangelegenheiten) um.

Eine Ausschlussfrist sieht das VSBG nicht vor, maßgeb-
lich ist das materielle Recht. Vor Anrufung der Verbrau-
cherschlichtungsstelle ist ein vorheriger gescheiterter
bilateraler Lösungsversuch erforderlich.

a) Welche Verbraucherschlichtungsstelle gibt es?
Über 25 branchenspezifische Schlichtungsstellen6 wur-
den geschaffen. Zum Teil wurden vor Inkrafttreten des
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* Mehr über den Autor erfahren Sie auf S. III.
1 Diesen Beitrag widme ich Herrn Professor Dr. Jörn Steike, der

am 5.10.2024 im Alter von 61 Jahren unerwartet verstarb.
Als Jura-Professor und Rechtsanwalt förderte er die alterna-
tive Streitbeilegung in der einst von ihm betriebenen Güte-
stelle in der Nähe von München. Professor Steike war Vor-
stand der Rechtsanwaltskammer in München und gehörte
dem BRAK-Ausschuss „Außergerichtliche Streitbeilegung“
an. Als Sachverständiger wurde er im Rechtsausschuss des
Deutschen Bundestages gehört.
Mit ihm zusammen durfte ich Aufsätze verfassen sowie die
Kommentierung zum Verbraucherstreitbeilegungsgesetz mit-
herausgeben. In der Zusammenarbeit wurde seine umfassen-
de Expertise ebenso wie seine offene und direkte Kollegialität
geschätzt. Seine gewichtige Meinung wird fehlen!

2 Borowski in VuR-Sonderheft zur Einführung des VSBG,
2016, S. 45 ff.

3 https://www.ombudsman.europa.eu/de/make-a-complaint.

4 Zum Begriff der Verbraucherschlichtungsstellen vgl. Steike
in: Borowski/Röthemeyer/Steike, VSBG; § 2.

5 Vgl. hierzu auch: Steike in: Borowski/Röthemeyer/Steike,
VSBG; § 4, Rn. 3 ff.

6 Stand: 2.1.2023.



Gesetzes bereits existierende sowie etablierte „Ombuds-
stellen“ auf deren Antrag hin als Verbraucherschlich-
tungsstellen anerkannt.

Bekannte Verbraucherschlichtungsstellen

• Ombudsmann der privaten Banken

• Schlichtungsstelle beim Deutschen Sparkassen-
und Giroverband e. V.

• Kundenbeschwerdestelle beim Bundesverband der
Deutschen Volksbanken und Raiffeisenbanken e. V.

• Versicherungsombudsmann e. V.

• Ombudsmann Private Kranken- und Pflegeversi-
cherung

• Universalschlichtungsstelle des Bundes – Zentrum
für Schlichtung e.V. Kehl

• Schlichtungsstelle der Rechtsanwaltschaft.

Grundlage des Regelungsrahmens für die branchenspe-
zifischen Schlichtungsstellen ist das VSBG. Gleichwohl
unterscheiden sich die Verfahrensordnungen der einzel-
nen Verbraucherschlichtungsstellen voneinander, da
beispielsweise nicht alle vom Gesetzgeber in § 14 VSBG
genannten Ablehnungsgründe zwingend sind. Das VSBG
ermöglicht den Verbraucherschlichtungsstellen mithin
ihre Verfahrensordnung in den vorgegebenen Grenzen
zu gestalten. Die Durchsicht der Verfahrensordnung so-
wie die Verfahrensspezifika dieser zu evaluieren, emp-
fiehlt sich vor Einleitung des Verfahrens.

b) Relevanz der Verbraucherschlichtungsstellen

Im Jahr 2018 wurden insgesamt 88.196 Anträge bei den
seinerzeit etablierten Verbraucherschlichtungsstellen an-
hängig gemacht. Während im Jahr 2019 die Antrag-
stellungen auf 78.533 Anträge zurückgingen, war ein
Zuwachs im Jahr 2020 auf 100.349 Anträge gefolgt von
einem Rückgang 2021 auf 83.997 Anträge zu verzeich-
nen.

Häufig angerufene Verbraucherschlichtungsstellen
in 2021.

• Versicherungsombudsmann e. V. (18.344)

• söp Schlichtungsstelle für den öffentlichen Perso-
nenverkehr e. V. (15.674)

• Schlichtungsstelle Energie e. V. (7.722)

• Schlichtungsstelle beim Deutschen Sparkassen-
und Giroverband e. V. (7.132)

• Ombudsmann Privater Banken e. V. (6.476)

Die Anzahl der Anträge dokumentiert die Relevanz der
Verbraucherschlichtungsstellen. Erhebungen, ob und in-
wieweit die Gerichte durch die Vorschaltung bzw. die
Anrufung der Verbraucherschlichtungsstellen entlastet
wurden, existieren nicht.

c) Unparteilichkeit des Streitmittlers
Da zahlreiche Verbraucherschlichtungsstellen branchen-
spezifisch ausgerichtet sind und von Verbänden finan-
ziert werden, die sich wiederum durch die angeschlos-
senen Unternehmen finanzieren, ist die Unabhängigkeit
und Unparteilichkeit des Streitmittlers für die Akzeptanz
des Verfahrens elementar. Die Unabhängigkeit sowie
Weisungsungebundenheit des Streitmittlers setzt das Ge-
setz in § 7 Abs. 1 S. 1 VSBG voraus. Eine auch nur
mittelbare Vergütung über ein verbundenes Unterneh-
men, welches bspw. über seine Verbandszugehörigkeit
Teilnehmer eines solchen Verfahrens sein könnte,
schließt den Streitmittler aus. Umstände, die eine Un-
abhängigkeit oder Unparteilichkeit des Streitmittlers
auch nur beeinträchtigen könnten, sind dem Träger der
Verbraucherschlichtungsstelle von dem Streitmittler un-
verzüglich anzuzeigen.7

Träger der Verbraucherschlichtungsstelle muss ein ein-
getragener Verein sein. Der Betrieb der Verbraucher-
schlichtungsstelle muss vom Haushalt des Trägers ge-
trennt und zweckgebunden der Stelle zur Verfügung
gestellt werden.

d) Wesentliche Eckpfeiler des Verbraucherstreitbeile-
gungsverfahrens

Tragende Pfeiler der Verbraucherstreitbeilegungsverfah-
ren sind neben dem rechtlichen Gehör, § 17 VSBG, die
vom Verordnungsgeber und Gesetzgeber gewollte kurze
Verfahrensdauer (nach Anhörung der Parteien hat die
Verbraucherschlichtungsstelle innerhalb von 90 Tagen,
§ 20 Abs. 2 VSBG, nach Eingang der vollständigen Be-
schwerdeakte einen Vorschlag zu unterbreiten) und die
Unentgeltlichkeit der Verfahren für den anrufenden Ver-
braucher, § 23 VSBG.

Die Kosten des Verfahrens, die bei der Gütestelle ent-
stehen, werden seitens der angeschlossenen Unterneh-
men gezahlt. Ein Kostenausgleich zwischen den Parteien
des Verfahrens erfolgt grds. nicht.

3. Güteverfahren

Während Verbraucher Adressaten der Verbraucherstreit-
beilegungsverfahren und damit der Verbraucherschlich-
tungsstellen sind, richtet sich das Güteverfahren an Ver-
braucher und Unternehmer gleichermaßen. Streitigkeiten
Business to Business, Business to Customer, Customer to
Business und Customer to Customer können im Rahmen
der Güteverfahren einer konsensualen Beilegung – au-
ßerhalb der öffentlichen Gerichtsbarkeit – zugeführt
werden. Verfahrensziel ist die konsensuale Beilegung
des Konflikts. Die Gütestelle selbst kann – anders als
der halbzwingende Vorschlag des Streitmittlers im Ver-
braucherstreitbeilegungsverfahren – keinen bindenden
Vorschlag unterbreiten.

Der Abschluss einer dreiseitigen Vereinbarung zwischen
Antragsteller, dem Antragsgegner und der Gütestelle ist
erforderlich; eine Verfahrensbeendigung ist auch ohne
eine konsensuale Vereinbarung möglich.

122 SanB 3/24 Borowski, Das Güteverfahren als Chance für Insolvenzverwalter und Interimsmanger?

7 Zur Unabhängigkeit von Streitbeilegungsstellen vgl. Steike
in: VuR-Sonderheft zur Einführung des VSBG, 2016, S. 43 ff.



Rechtsgrundlage für Gütestellen ist § 794 Abs. 1 Nr. 1
ZPO in Verbindung mit den Landesgesetzen. In Nord-
rhein-Westfalen regeln die §§ 45, 51 Justizgesetz NRW –
wenn auch nur punktuell – die für die Zulassung erfor-
derlichen Voraussetzungen einer Gütestelle. Die Aner-
kennung erfolgt bspw. in NRW durch den jeweils zu-
ständigen Präsidenten des Oberlandesgerichts, in dessen
Bezirk die Stelle ihren Sitz hat.

Zwingend ist die individuell von jeder Gütestelle vorzu-
legende Verfahrens- und Kostenordnung. Ohne die Ge-
nehmigung dieser durch den Präsidenten des Oberlan-
desgerichtes ist eine Etablierung und eine damit einher-
gehende Zulassung nicht möglich. Die sachliche und
örtliche Beschränkung der jeweiligen Verfahrensord-
nung spiegeln die individuellen Gestaltungsmöglichkei-
ten der Verfahrensordnungen durch die jeweilige Güte-
stelle wider. Ausschlussfristen halten die Verfahrensord-
nungen regelmäßig nicht vor.

a) Vorteile der Gütestellen gegenüber Verbraucher-
schlichtungsstellen

Während Verbraucherschlichtungsstellen in fachlicher
Hinsicht bzgl. deren Zuständigkeiten beschränkt sind,
sind dahingehende Beschränkungen in den Verfahrens-
ordnungen der Gütestellen eher weniger zu finden.

Auch Beschränkungen in Bezug auf die potentiellen
Teilnehmer des Verfahrens existieren eher selten. Unter-
nehmen, (Sonder-)Insolvenzverwaltern, Interimsmana-
gern etc. ist die Einleitung eines Güteverfahrens möglich.

Zudem sind Güteverfahren weder öffentlich noch werden
die getroffenen Vereinbarungen veröffentlicht. Die inter
partes geschlossenen Vereinbarungen können Ver-
schwiegenheitsvereinbarungen enthalten, so dass diese
nicht, wie bspw. Entscheidungen der Zivilgerichtsbar-
keit, präjudiziell verwendet werden können.

Antragsgegner, des zugleich verjährungshemmenden
Verfahrens können Unternehmer, (Sonder-)Insolvenz-
verwalter, aber auch Verbraucher, sein.

Im Vergleich zu Gerichtsverfahren sind Güteverfahren
regelmäßig nicht nur günstiger für die Parteien, sondern
sogar billiger, da regelmäßig weder das Rechtsanwalts-
vergütungsgesetz noch das Gerichtskostengesetz (auch
nicht entsprechend) anwendbar sind; entscheidend ist
und bleibt die jeweilige Verfahrens- und Kostenordnung
der Gütestelle.

Güteverfahren sind auch gegenüber Verbraucherschlich-
tungsstellen-Verfahren nach dem VSBG vorteilhafter.
Zwingende Ablehnungsgründe sehen die Verfahrensord-
nungen der Gütestellen regelmäßig – anders als das
Verbraucherstreitbeilegungsverfahren – nicht vor. Ver-
gleichbare Vorschriften, § 14 Abs. 1 VSBG, wonach eine
Ablehnung in den folgenden Fällen möglich ist:

• Unzuständigkeit der Verbraucherschlichtungsstelle,
• unterbliebene vorherige Inanspruchnahme des An-

tragsgegners,
• Eintragung ins Klageregister nach § 608 Abs. 1 ZPO

(nunmehr § 43 Verbraucherrechte Durchsetzungsge-
setz) sowie

• offensichtliche Erfolglosigkeit oder Mutwilligkeit
(Anspruch bereits verjährt und der Unternehmer hat

sich auf die Verjährung berufen; die Streitigkeit ist
bereits beigelegt; ein PKH-Antrag wurde bereits abge-
wiesen),

enthalten die Gütestellen-Verfahrensordnungen regel-
mäßig nicht. Die Grenzen des Rechtsmissbrauchs sind
zu berücksichtigen. Äußert der Verfahrensgegner, dass er
an einem Güteverfahren nicht teilnimmt, ist es dem
Antragsteller nicht möglich, sich später auf die sonst
in § 204 Abs. 1 Nr. 4 BGB normierte Verjährungshem-
mung zu berufen.8

b) Ablauf eines Güteverfahrens
Anhand eines (leicht abgewandelten) Praxisfalls wird
nachfolgend der regelmäßige Ablauf eines Güteverfah-
rens skizziert:

aa) Ausgangslage
Zwischen Unternehmen A und Unternehmen B bestehen
Meinungsverschiedenheiten in Bezug auf eine von A
geltend gemachte Forderung. Wechselseitig ausge-
tauschte Schriftstücke und Gespräche belasten die bis
dahin tadellose Geschäftsbeziehung zunehmend. Das
Unternehmen B ist der größte und zugleich der wichtigste
Kunde von Unternehmen A, weshalb die Geschäftslei-
tung des Unternehmens A – ohne auf die Forderung zu
verzichten – von einer weiteren Eskalation Abstand
nimmt und die Beitreibung der Forderung vorerst nicht
weiterverfolgt.

Der am 15.12.2024 eingesetzte Interimsgeschäftsführer
des sich inzwischen in der Krise befindlichen Unterneh-
mens A fragt sich nun, wie er mit der zum 31.12.2024
verjährenden Forderung umgehen soll.

bb) Handlungsoptionen
Als rechtliche Möglichkeiten stehen ihm (1.) die Führung
nochmaliger Vergleichsverhandlungen, (2.) die Verein-
barung eines Verjährungsverzichtes, (3.) die Beantra-
gung eines Mahnbescheides, (4.) die Erhebung einer
Klage oder (5.) die Einleitung eines Güteverfahrens als
Handlungsoptionen zur Verfügung.

Die wiederholte Führung von Vergleichsverhandlungen
bedarf einer ausreichenden Dokumentation, um auch in
einem späteren Prozess die Verjährungshemmung durch
diese nachzuweisen, § 203 BGB. Die Vereinbarung eines
Verjährungsverzichtes bedarf einer ausreichenden Kon-
kretisierung des Anspruchs und zudem – daran wird es
oft scheitern – einer Erklärung durch den Gegner. Letz-
terer wird sich, wenn die Geschäftsbeziehung für seinen
Geschäftspartner, der ihn mit einer Inanspruchnahme
konfrontiert, eher abwarten wollen, ob tatsächlich eine
verjährungshemmende Inanspruchnahme erfolgt. Die
Optionen der Beantragung eines Mahnbescheides sowie
die Einreichung einer Klage kommen einer vollständigen
Eskalation gleich, auch wenn oft der Mahnantrag bzw.
der Mahnbescheid als geringeres „Übel“ angesehen wird,
so stellt er oft nur die „Vorstufe“ eines Gerichtsverfah-
rens im Fall des Widerspruchs durch den Gegner dar. Das
mithin verbleibende Güteverfahren ermöglicht auch au-
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8 Vgl. hierzu auch: Borowski/Steike in: Borowski/Röthemeyer/
Steike, VSBG, Art. 6, § 204 BGB, Rn. 12.



ßerhalb der Öffentlichkeit eine gesichtswahrende und oft
die eskalierende Schaffung einer Kompromisslösung.

cc) Antragstellung und weiterer Verfahrensablauf
Das Güteverfahren wird durch einen sogenannten Güte-
antrag, der bei der jeweils in Betracht kommenden Güte-
stelle eingereicht wird, eingeleitet. Einer besonderen
Form des Antrages bedarf es grundsätzlich nicht. Abzu-
stellen ist hier wieder auf die Verfahrens- und Kosten-
ordnung der jeweiligen Gütestelle. Güteanträge hemmen
die Verjährung nach § 204 Abs. 1 Nr. 4 BGB jedoch nur
dann, wenn sie ausreichend individualisiert sind.9 Erfor-
derlich, aber auch ausreichend ist, dass der Schuldner –
aber auch die Güte-/Schlichtungsstelle – den geltend
gemachten Anspruch erkennen und individualisieren
kann.10 Aufgrund der Eingabe des Antragstellers muss
sowohl der Gütestelle als auch dem Antragsgegner die
Grundlage geschaffen sein, den geltend gemachten An-
spruch zu bewerten.11 Auch die Ziele des Antragstellers
müssen ausreichend erkennbar sein. Gleichwohl sollen
an die Bezeichnung des Anspruchs keine allzu hohen
Anforderungen gestellt werden.12

Ist die Gütestelle nicht befangen, leitet sie den verfah-
renseinleitenden Antrag an die Antragsgegnerseite wei-
ter. Andernfalls wird die Befangenheit mitgeteilt und das
Verfahren nicht durchgeführt. Empfehlenswert ist daher,
vor Einreichung des Antrages bei der Gütestelle nach-
zufragen, ob diese gegebenenfalls befangen ist.
Nach Weiterleitung des Antrages an die Antragsgegner-
seite wird diese aufgefordert, innerhalb einer – regel-
mäßig im Rahmen der Verfahrens- und Kostenordnung
näher geregelten – Frist mitzuteilen, ob sie an dem Ver-
fahren teilnimmt und mit welchen Argumenten sie sich
gegen die Inanspruchnahme positioniert.
Erklärt die Antragsgegnerseite, an dem Verfahren nicht
teilnehmen zu wollen, so ist das Verfahren beendet und
den Beteiligten kann eine sogenannten Erfolglosigkeits-
bescheinigung ausgestellt werden.
Der Antragstellerseite wird hingegen nach Eingang einer
Erwiderung auf den verfahrenseinleitenden Antrag die
Möglichkeit gegeben, zu den Gegenargumenten der An-
tragsgegnerseite Stellung zu nehmen. Regelmäßig, aber
nicht zwingend, wird im Falle der Durchführung des Ver-
fahrens ein Termin vereinbart, in welchem die wechselsei-
tigenArgumente ausgetauschtwerden. Bestenfalls kommt
es zu einer Vereinbarung der Verfahrensbeteiligten.

Endet das Güteverfahren mit einer Einigung zwischen
den Parteien, stellt diese Einigung einen vollstreckbaren
Titel im Sinne des § 794 Abs. 1 Nr. 1 ZPO dar; die Klausel
wird nach § 797a ZPO erteilt.

4. Zusammenfassung

Während Verbraucherstreitbeilegungsverfahren aus-
schließlich Konflikte zwischen Verbrauchern und Unter-
nehmern zum Gegenstand haben, werden Gütestellen
von Unternehmern/Unternehmen, Verbrauchern, aber
auch Interimsmanagern und Insolvenzverwaltern ange-
rufen, um außerhalb der Öffentlichkeit Streitigkeiten
beizulegen. Darüber hinaus ist die Verjährungshemmung
ein nicht unmaßgeblicher Anreiz, ein solches Verfahren
einzuleiten.
Aber auch die zeitnahe Schaffung eines Titels – mitunter
in wenigen Tagen – gewinnt, gerade mit Blick auf lang-
wierige und kostenintensive Gerichtsverfahren, an Be-
deutung.

Für ein Güteverfahren sprechen u. a. die nachfolgenden 5
Vorteile:

• kurze Verfahrensdauer – oft nur wenige Monate

• konsensuale Beilegung außerhalb der Öffentlichkeit

• Feststellung von Vergleichen und Schaffung voll-
streckbarer Titel – zur Klauselerteilung vgl. § 797a
ZPO

• Verjährungshemmung gem. § 204 Abs. 1 Nr. 4 BGB
für den Zeitraum des Verfahrens

• Beendigung der Verjährungshemmung erst sechs
Monate nach Abschluss des Güteverfahrens, § 204
Abs. 2 BGB

Und nicht zuletzt hat schon das BVerfG13 in seinem
Senatsbeschluss vom 14.2.2007 zusammengefasst: „Eine
zunächst streitige Problemlage durch eine einverständ-
liche Lösung zu bewältigen, ist auch im Rechtsstaat
grundsätzlich vorzugswürdig gegenüber einer rechtli-
chen Streitentscheidung.“.
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9 Vgl. hierzu: Steike/Borowski in: VuR 2017, S. 218.
10 BGH 18.6.2015, III ZR 198/24 = BGHZ 206, 41 ff.; Steike/

Borowski in: VuR 2017, S. 219.
11 BGH 18.6.2015, III ZR 198/24 = BGHZ 206, 41 ff.; Steike/

Borowski in: VuR 2017, S. 219.
12 BGH 18.6.2015, III ZR 198/24 = BGHZ 206, 41 ff.

13 BVerfG, Beschluss, 1. Kammer des ersten Senats vom
14.2.2007 – 1 BvR 1351/01.




